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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Entwurf eines Beschlusses des Rates über den Abschluss — im Namen der 
Union — des Abkommens zwischen der Europäischen Union und dem Königreich 
Norwegen über zusätzliche Regeln in Bezug auf das Instrument für finanzielle Hilfe im 
Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik im Rahmen des Fonds für integrierte 
Grenzverwaltung für den Zeitraum 2021 bis 2027
(12129/2023 – C9-0002/2023 – 2023/0224(NLE))

(Zustimmung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Entwurf eines Beschlusses des Rates (12129/2023),

– unter Hinweis auf den Entwurf des Abkommens zwischen der Europäischen Union und 
dem Königreich Norwegen über zusätzliche Regeln in Bezug auf das Instrument für 
finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik im Rahmen des Fonds 
für integrierte Grenzverwaltung für den Zeitraum 2021 bis 2027 (12128/2023),

– unter Hinweis auf das vom Rat gemäß Artikel 77 Absatz 2 und Artikel 218 Absatz 6 
Unterabsatz 2 Buchstabe a und Artikel 218 Absatz 7 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union unterbreitete Ersuchen um Zustimmung (C9-0002/2023),

– gestützt auf Artikel 105 Absätze 1 und 4 und Artikel 114 Absatz 7 seiner 
Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Empfehlung des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz 
und Inneres (A9-0000/2024),

1. gibt seine Zustimmung zu dem Abschluss des Abkommens;

2. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten und des 
Königreichs Norwegen zu übermitteln.



PE758.912v01-00 6/6 PR\1296233DE.docx

DE

BEGRÜNDUNG

Das Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und Visumpolitik (BMVI) 
im Rahmen des Fonds für integrierte Grenzverwaltung ist ein spezifisches Instrument des 
Schengen-Besitzstands, mit dem eine starke und wirksame integrierte europäische 
Grenzverwaltung an den Außengrenzen sichergestellt werden soll. Es erleichtert das 
rechtmäßige Überschreiten von Grenzen und ermöglicht zugleich die Verhütung und 
Aufdeckung illegaler Einwanderung und grenzüberschreitender Kriminalität, wodurch der 
Schengen-Raum im Einklang mit den Verpflichtungen der Mitgliedstaaten und der 
assoziierten Länder im Bereich der Grundrechte geschützt wird. Parallel dazu unterstützt es 
die einheitliche Umsetzung und Modernisierung der gemeinsamen Visumpolitik und sorgt 
somit für ein hohes Maß an Sicherheit in den Mitgliedstaaten und den assoziierten Ländern.

Der Berichterstatter ist der Auffassung, dass angesichts des spezifischen Charakters des 
Schengen-Besitzstands und der Bedeutung seiner einheitlichen Anwendung für die Integrität 
des Schengen-Raums alle Vorschriften für die Verwaltung der Programme für Norwegen 
genauso gelten sollten wie für die Mitgliedstaaten. Dies sorgt für ein hohes sowie 
einheitliches Maß an Kontrollen an den Außengrenzen.

Mit den Abkommen werden spezifische Mechanismen für rasche Anpassungen des 
Abkommens mit Norwegen im Falle von Änderungen wichtiger, für die Umsetzung 
relevanter Rechtsvorschriften der Union, darunter die Haushaltsordnung und die 
Dachverordnung, eingeführt. Das Abkommen stellt ferner sicher, dass bei der 
Halbzeitüberprüfung des BMVI die verzögerte Teilnahme der assoziierten Schengen-Länder 
berücksichtigt wird. Das Abkommen enthält darüber hinaus eine Bestimmung über das 
Europäische Reiseinformations- und -genehmigungssystem (ETIAS). 

Bezüglich der Haushalts- und Finanzkontrolle unterliegen die Mitgliedstaaten horizontalen 
Verpflichtungen (z. B. der Zuständigkeit des Rechnungshofs, des Europäischen Amtes für 
Betrugsbekämpfung (OLAF), der EUStA und der Kommission), die entweder direkt aus dem 
Vertrag oder aus sekundärem Unionsrecht, einschließlich der oben genannten 
Dachverordnung, erwachsen. Diese Verpflichtungen gelten für die Mitgliedstaaten ipso facto 
und sind somit nicht in der BMVI-Verordnung festgelegt. Folglich müssen diese 
Verpflichtungen im Wege des Abkommens, auf das sich der vorliegende Vorschlag bezieht, 
auf Norwegen ausgeweitet werden.

Es ist also angezeigt, gemäß Artikel 7 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2021/1148 (BMVI-
Verordnung) ein Abkommen zur Festlegung zusätzlicher Regeln für die Beteiligung des 
Königreichs Norwegen am Instrument für finanzielle Hilfe im Bereich Grenzverwaltung und 
Visumpolitik (BMVI) im Rahmen des Fonds für integrierte Grenzverwaltung für den 
Programmplanungszeitraum 2021 bis 2027 abzuschließen.

Vor diesem Hintergrund wird dem Parlament empfohlen, dem Entwurf eines Beschlusses des 
Rates zuzustimmen und seine Präsidentin zu beauftragen, den Standpunkt des Parlaments dem 
Rat und der Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu 
übermitteln.


